
„Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation“ 
(Für ein Europäisches Freiheits- und Zukunftszentrum in Deutschland) 
 
Die Revolutionen von 1989/91 waren für die Gesellschaften Mittel- und Osteuropas Frei-
heitsrevolutionen, die sie auf den Weg zu Demokratie und Selbstbestimmung führten. 
Sie zeigen anschaulich die Bedeutung des Kampfes um Freiheit, individuelle Würde, 
Rechtstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte. Sie sind das zentrale Fundament 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 18. Dezember 2000. 
 
Die Bundesregierung nahm das Jubiläum dreißig Jahre Revolution und deutsche Einheit zum 
Anlass, eine Kommission einzusetzen, die ausführlich die politischen, kulturellen und emotio-
nalen Aspekte der Revolution, der deutschen Einheit und der nachfolgenden Transformation 
beleuchtete. Die Kommission war von der Bundesregierung 2019 eingesetzt worden, ihre Zu-
sammensetzung war politisch heterogen. Eine zentrale Handlungsempfehlung lautete, ein 
„Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation“ zu gründen. Eine 
von der Bundesregierung im vergangenen Jahr eingesetzte Arbeitsgruppe von Expertinnen 
und Experten hat Vorschläge zur konkreten Umsetzung des Projektes formuliert. In dem Kon-
zept plädiert die Gruppe für eine Ausweitung der historischen Perspektive und eine stärkere 
Europäisierung der Idee. Die Auseinandersetzung mit den Revolutionen in Europa sollte vor 
1989 beginnen, vor allem die Krisen im Sowjetblock und das Entstehen einer zivilgesell-
schaftlichen Opposition in den 1970er und 1980er Jahren dokumentieren. Zudem sollte die 
Transformationserfahrung nicht allein auf Deutschland oder Mittel- und Osteuropa beschränkt 
werden. Die Revolutionen von 1989/91 haben den ganzen Kontinent verändert, eine neue 
Phase der europäischen Integration bewirkt und die Auseinandersetzung um demokratische 
Grundwerte in Europa vorangebracht. Das Bewusstsein darüber ist in weiten Teilen der west-
lichen Gesellschaften nicht vorhanden.   
 
Wir unterstützen diese Empfehlungen, vor allem der Expertengruppe, fordern ihre rasche Um-
setzung, mahnen aber zugleich eine dringend notwendige Erweiterung der Gründungsidee des 
Transformationszentrums an. Spätestens der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine sollte 
allen, die für Freiheit und Demokratie einstehen, gezeigt haben, dass eine Beschränkung auf 
die Zeit nach 1989 ebenso zu kurz greift wie die Idee, Deutschland allein ins Zentrum zu rü-
cken. Es gibt Nationalstaaten, aber keine voneinander losgelösten nationalen Entwicklungs-
wege. In Europa hängt alles engstens miteinander zusammen – so schon vor und besonders 
nach 1989. 
 
Der russische Präsident Wladimir Putin hielt in den vergangenen Jahren mehrere revisionisti-
sche „Geschichtsreden“, die darauf hinauslaufen, die staatliche Integrität der Ukraine, die 
Grenzen in Europa, die europäische Sicherheitsarchitektur und Werte wie Demokratie, Frei-
heit und Rechtsstaatlichkeit prinzipiell in Frage zu stellen. Der Ukraine – und nicht nur ihr – 
spricht er das Existenzrecht ab. 
 
Russlands Krieg ist eine Zäsur mit dramatischen, vielfältigen und gegenwärtig nicht über-
schaubaren Folgen. Als politischer Partner hat sich Russland auf unabsehbare Zeit ins Abseits 
katapultiert. Es gibt nach dem russischen Angriff auf die Ukraine gegenwärtig keine gemein-
same Grundlage mehr für die Zusammenarbeit mit Russland. Europa muss eine neue Sicher-
heitsordnung planen, die auch ohne Russland funktioniert. Die Vorstellung einer von Regeln 
und Werten getragenen Weltordnung muss neu überdacht werden und wir werden eine De-
batte über europäische Souveränität führen müssen.  
 



Zugleich müssen wir ernsthafter und vor allem anders als bislang darüber nachdenken und da-
für Konzepte entwickeln, wie wir mit Teilen der russischen und belarussischen Zivilgesell-
schaft ins Gespräch kommen und sie unterstützen und stärken können. Die bisherigen Kon-
zepte waren zum Teil zu stark davon geprägt, den russischen Staat miteinzubeziehen. Diese 
Ambivalenz war schon in den siebziger und achtziger Jahren ein heftig umstrittenes Problem 
der Ost- und Deutschlandpolitik. 
 
In den letzten Jahren verfestigte sich zudem eine wachsende Differenz der historischen 
Selbstwahrnehmung der ost- und westeuropäischen Gesellschaften. Dafür steht symbolisch 
der Umgang mit dem Erinnerungsdatum „23. August“, das in Westeuropa bislang nicht ins 
historische Gedächtnis und die staatliche Geschichtspolitik vordrang. Es entstand ein „Dop-
pelgedächtnis“ in Europa. Die auf historischen Erfahrungen basierten Sicherheitsinteressen, 
Erwartungen und Befürchtungen unserer osteuropäischen Partner und Freunde wurden in 
Westeuropa oft ignoriert, belächelt oder nicht ernst genommen. Die Erinnerung und die Er-
zählung von Geschichte über nationale Grenzen hinweg sind aber eine zentrale Aufgabe. Un-
sere europäische Zukunft bedarf der Erinnerung der sehr unterschiedlichen Vergangenheits-
wahrnehmungen. Wir brauchen eine lebendige europäische Erinnerungskultur, die die Unter-
schiedlichkeiten wahrnimmt und ernstnimmt, um das Gemeinsame zu erkennen. Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe in Europa heißt auch, die Geschichte der einzelnen Regionen wahrzu-
nehmen, um die unterschiedlichen Zukunftspolitiken aus anderen Vergangenheitserfahrungen 
heraus zu verstehen. 
 
Diese Freiheitsperspektive ist für die zukünftige Identität eines freien Europas unverzichtbar. 
Diese Fragen müssen in einem Europäischen Zukunfts- und Transformationszentrum mit ei-
ner breiten gesellschaftlichen Öffentlichkeit neu diskutiert werden. Hauptaufgabe des geplan-
ten Zentrums sollte die Schaffung einer politischen und kulturellen Nähe zwischen europäi-
schen Demokraten sein. Darüber hinaus muss ein solches Zentrum die Zukunftsfragen Euro-
pas stellen, diskutieren und dafür Konzepte und Vorschläge unterbreiten. Das aber geht nur, 
wenn wir die Geschichte nicht 1990/91 beginnen lassen – wie es für das Zentrum bislang ge-
plant ist, sondern wenn wir den ursächlichen Zusammenhang zwischen Diktaturen, Freiheits-
revolutionen und Demokratie in Europa begreifen, herausarbeiten und veranschaulichen. Aus 
diesen Gründen ist es von fundamentaler Bedeutung, das geplante „Zukunftszentrum“ von 
Anfang an in einer europäischen Perspektive zu denken. 
 
Die Transformationsgeschichten nach 1989 veranschaulichen die prinzipielle Offenheit von 
Geschichte. Die Notwendigkeit der Transformationen und ihre verschiedenen Wege werden 
jedoch nur dann verständlich, wenn die historischen Entwicklungen seit der KSZE-Schluss-
akte von 1975 sowie die verschiedenen Wege nach 1990/91 als konzeptionelle Pfeiler des 
Zentrums berücksichtigt werden. 
Wir begrüßen es, wenn Ostdeutschlands Geschichte einen Schwerpunkt bilden soll. Zugleich 
aber macht dieser Schwerpunkt nur Sinn – auch für die beabsichtigte proeuropäische Identi-
tätsbildung –, wenn diese Entwicklung im Kontext Mittel- und Osteuropas verstanden und 
dargestellt wird und zugleich die unterschiedlichen Entwicklungswege in Europa einbezogen 
werden. 
 
Der Angriffskrieg Russlands gegen die freie und souveräne Ukraine müsste nun endgül-
tig alle überzeugen, dass nationale Selbstbetrachtungen unangebracht sind und zu kurz 
greifen. 
Deshalb fordern wir eine Überarbeitung und eine Neuausrichtung der Konzeption für 
ein „Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation“. Denn 



wir brauchen sehr schnell ein Europäisches Freiheits- und Zukunftszentrum in Deutsch-
land, das die politischen und kulturellen Bündnisse zwischen der deutschen Zivilgesell-
schaft und den europäischen Nachbarn stärkt, um gemeinsam Freiheit und Demokratie 
gegen autoritäre Herrschaft zu verteidigen.  
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